
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1923

10.10.1923 (No. 235)



tSS. AahegangMittwoch , bet« 10, Oktober 1923

Kerantwsrtstch
für »eit

ttb«W»i«tat *

un» K«

fjjiebttic« :
jterifriebri^
SkaßeNr-l «

Fernsprecher:
Sit. vöZ
und954

P«sisch«ikk»ut»
starltrube
Skr. 3515.

KarlsnlherZeitung
Badischer Staatsanzeiger

Staat-an^igee
Chefredastene
T- Amend ,

Karlsruhe .

m - iaarprei « : I » ttarkdnch« u»b au«« Lrt» frei tu« Hau» zeliefert sür ».— 13. Oktober 4L000000 M. — Sinzelnummer 10000008 St — A« ,eigengebühr : 80 Grunvmark kür I mm Höhe tut» ein Siebentel Brett».
« Müiielr- hl heute 300000. Briese «Hk « etter feei. Bei Wiederholungen tarifsester Rabatt , der al« Saffeuradatt gilt und »erweizert werden kann, wenn nicht binnen vier Wochen nach Empfang der Rechuuug Zahlung erfolgt,
« « tlicke Snteigen find direkt an die « eschästStletle der Karlsruher Zettunz , Badischer Staat - augeiger , Sarl -Friedrichstr. I « zu senden und werden in Bereinbarung mtt dem Ministerium de« Innern berechnet. Bei tklageerhebunL
« >- »a«« eiser Beitreibung und L »nkur«»erfahren Mt der Rabatt fort. Erfüllung «»»« Sarltruhe . — I » Falle »on HSHerer « ewalt, Streif Sperre , Aussperrung Maschinenbruch, Betriebsstörung im eigenen Betriebe oder «
t « en unserer Lieferanten hat der Inserent keüle « nfprüche , fall» die Zeitung verspätet, in beschränkte« Umfange oder nicht erscheint . — Für telephonische Abbestellung von Snjeigen wird keine Gewahr übernommen. Unvee «

tanzte Drucksachen und Manuskripte werden nicht rurückgegebe » uud e« wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen. Abbestellungender Zeitung kann nur je bi« 3b. auf MonaUschlich erfolge«.

Vrommuniötiscbe
Staatsstreicbgelüste

HI .
Wir haben gestern und vorgestern gezeigt, in welch umfang¬

reicher „Aufbauarbeit - zum Sturz i>er jetzigen Verfassung die
kommunistische Partei z. Zt . begriffen ist. «Obwohl bar vor-

liegende Material die Möglichkeit Mietet, die einzelnen De¬
tails der kommunistischen Bewegung noch näher darzulegen ,
verzichten wir für heute darauf , um uns «mderen BeobachlUn-

gen zuzrvwenden. Die Kommunisten wollen nicht nur erst,
zvenn sie die Herrschaft fest in der Hand haben , regieren ; sie
wollen jetzt schon in da» Getriebe der Staatsverwaltung aus
eigener Machtentschlietzung ringreifen . So sollen z . B . die
Unterausschüsse III der KontrollauJschüsse einen innerpartei¬
lichen Nachrichtendienst aus Arbeitenden einrichten, der so-
lange nebenamtlich versehen werden soll, bis die ang -firebte
Finanzierung Idurch die Regierungsstellen Idurchftese^ t t{&
Eventuell will man auch mit verläßlichen Elementen der
Kriminalpolizei zufammenarbeiten . Besondere Beachtung soll
hierbei den reaktionären Presseerzeugnissen gewidmet werden.

Um dieser Arbeit den nötiger» Nachdruck zu verleihen , wurde
schließlich in den ersten Septembertagen in ganz Baden ins¬
besondere aber in Oberbaden eine lebhafte BersammlungKagi -
iatlo» entfaltet . Der in Baden bekannte frühere sozialdemo¬
kratische, jetzt kommunistische Reichs agsabgeordnete Eichhorn
wurde als besonderes Zugpferd verwendet . Da uard dort im
Lande spielten, genau wie die Nationalsozialisten , kommun«,
stische Arbeiter Soüdateles . Wären die wirtschaftlichen Wer-
hältnisse nicht so außerordentlich schwierig, die Not und das
Nend infolge der fortschreitenden Geldentwertung nicht so
ungeheuerlich groß, hätten die Menschen genügend zu efser«,
dann würden diese komunrnistischen „Humderftchajtler die
glänzendsten Kriegerveremler abgeben . Man bekämpft den
Militarismus , man schimpft über die Polizei und läuft dann

selbst mit dem Lederriemen um den Bauch durch die Straßen
oder kriecht wie die Eule bei Nacht irgendwo in verstecktem
Gelände schweißtriefend herum : das Alles, um sich für die

»große Aktion " Vorzubereilen!
Auch im Wiesetal, im Rhrintal an der Schweizer Grenze

und im Werratal war solches, zu beobachten. In dieser Ge-

gend unseres Landes ist die Tertllindustrie zu Hause . Diese
bleibt mit ihren Löhnen, immer weit gegenüber den von den

übrigen Industrien bezahlten Löhnen zurück . Die Löhne der

badischen Textilindustrie sind zwar immer noch höher als die-

jenigen, welche in Württemberg den Textilarbeitern gegeben
werden und immer noch sehr viel höher wie die bayerischen
Textilarbeiterlöhne . Die badische Textilindustrie vergaß oft
bei der Anwendung dieser Vergleiche, um wieviel billiger die
Eristenzverhäliitisse i» Württemberg und insbesondere in
Bayern sind » und sie vergaß auch, soweit die Frage der Kow

kurrenz in Betracht kommt , daß der badischen Textilindustrie
durch ihre Lage gegenüber der bayerischen und württembergi -

schen gewisse Vorteile zukommen.
Als in der ersten Hälfte des September die Markentwertung

in geradezu katastrophaler Weise in die Erscheinung trat , kamen
für die Textilindustrie noch Tarifabschlüsse zustande , die den
veränderten Lebensverhältniffen in keiner Weise Rechnung
trugen . Hier setzte nun die kommunistische Propaganda ein.
Die Kommunisten fanden bei den Textllarbeitern sehr schnell
den erwünschten Resonnnnzboden. Die Betriebsräte wurden
dazu verleitet , ihre gewerkschaftlichen Funktionäre beiseite zu
schieben und nach russischer Methode mit den Unternehmern zu
verhandeln. Zu diesem Zweck kamen schließlich am 14. Sep¬
tember die Bauarbeiter von Weil -Leopoldshöhe, mit Knüppeln
bewaffnet, nach Lörrach, wo diese ganz organisationsmäßig sich
in kleine - Gruppen anslösten und in die offenbar schon vorher
genau bezeichneten Betriebe eindrangen und die Textilarbeiter
zur Arbeitsniederlegung und zur Demonstration auf der
Straße zwangen ? Warum gerade die Bauarbeiter von Weil-
Leopoldshöhe ? Diese aus allen Gauen zusammengezogenen
Leute verrichten ihre Arbeit unter sehr erschwerten wohnlichen
Verhältnissen. Die Bauunternehmer von Weil-Leopoldshöhe,
die im Auftrag der Eisenbahndirektion eine große Anzahl
Wohnhäuser für die jetzt noch in Basel wohnenden Eisenbahn¬
angestellten zu erstellen haben, kümmerten sich zu wenig um
eine verständige Wohnpoliiik und Ernährungsfürsorge für die
Bauarbeiter . Das hat wiederholt zu wilden Ausständen ge¬
führt , für welche insbesondere die in Haltragen beschäftigten
Eisenbahner Geldmittel aufbrachten , denen es natürlich recht
unangenehm ist, ihren Wohnsitz in Basel aufgeben zu muffen»
weil sie, solange Basel ihr Wohnort ist, von der Bahn in
Frankeuwährung entlohnt werden . Daraus ergibt sich, warum
die Bauarbeiter von Leopoldshöhe Sturmtrupps für die kom¬
munistische Lohnpolitik in der Textilindustrie werden konnten.
ES ist hierbei nicht anzunehmen , daß diese Bauarbeiter , ohne

gerufen worden zu sein, ihren Marsch durch das Eisenbahn -
tunnel nach Lörrach antraten .

Wie eS bei derartigen wilden Demonstrationen in der Regel
der Fall ist, gab es auch hier schwere Ausschreitungen. Ein
Teil der Demonstranten zwang die Gefängnisverwaltung , für
eine Anzahl Gefangener die Tore zu öffnen. Infolge dieser
Vorgänge riefen die lokalen Behörden in Lörrach sebstverstäntz-
lich die Regierung um Hilfe an . Die bereits am 14. Septem¬
ber von Freiburg aus in Marsch gesetzte Sicherheitspolizei wurde
schließlich wieder zurückgezogen , als sich der Aufruhr an diesem
Tag wieder gelegt hatte . Als dann aber von der Justizbehörde
die Frage der Einbringung der befreiten Gefangenen und der
Festnahme der Leute, welche sich schwere Vergehen hatten zu¬
schulden kommen laffen, ventiliert werden mutzte, ging die über¬
einstimmende Auffassung dahin, daß angesichts der kommu¬
nistischen Verhetzung dev Arbeitermaffen die Justiz ihre Auf¬
gabe nur dann lösen könne , wenn sie von der Polizei genügend
unterstützt werde. Einzig aus , diesem Grunde kam dann am >
16. September die polizeiliche Verstärkung nach Lörrach. Um
die Frage , ob die Unternehmer die ihnen abgepreßten Lohn¬
zugeständnisse zu leisten imstande wären, hatten sich

' die Ver¬
waltungsbehörden nicht im geringsten gekümmert . Die Unter¬
nehmer haben den Schutz des Staates nicht angerufen ; die
Verwaltungsbehörden haben von sich ans zu dieser Angelegen¬
heit Stellung genommen. Es war somit eine unerhörte Lügen¬
geschichte, den Arbeitern , wie es von den Kommunisten geschah ,
zu sagen, es sollten ihnen mit Hilfe der Polizei die zugestan¬
denen Lohnzulagen wieder entwunden werdest . Der Aufruf an
die Arbeiter, Hierwegen in den Generalstreik einzutreten , war
in Wirklichkeit der Versuch , mit der Staatsgewalt die- Kraft zu
messen Oder sollten die Kvmmunistenführer inj Lörrach gar
Sorge gehübt haben, daß ihr in diesen Tagen erst errungenes
Prestige wieder verloren gehe ? Wie dem auch sei, der Beschluß,
den Generalstreik ausznrufen , führte in verschiedenen Orten
am Oberrhein zu ganz wüsten Ausschreitungen und Gewalt¬
tätigkeiten . Die besonnene Arbeiterschaft wird nach und nach
erfahren , was alles passiert ist, und sie wird auch scUießlich
aus den Gerichtssälen hören, daß die Regierung geradezu
sträflich gehandelt hätte, wenn sie derartigen Ausschreitungen
gegenüber sich völlig passiv verhalte» haben würde . In Wehr
z. B . rückte man in soldatischer und geheimbundsmäßiger Auf¬
machung gegen die Gemeindeverwaltung und ihre Organe vor,
weil diese versuchte , ihre im Wald zu Holzausstockungen la¬
gernde Sprengmittel an einen sicheren Ort zu bringen . Mit
borgehaltenem Revolver wurde dem Bürgermeister , nachdem
man ihn tätlich mißhandelt hatte , das eidliche Versprechen ab-
genommen, von diesem Gewaltakt nichts weiter zu erzählen .
Dis kommunistischen Teilnehmer desselben mußten ihrem
Führer auf den Sowjetstern einen Eid leisten, über das Vor¬
kommnis völliges Stillschweigen zu bewahren . In Wehr wur¬
den auch Dynamitbomben hergestellt, von denen einige in Lör¬
rach gegen die Polizei Verwendung fanden .

Ähnlich wie in Wehr , wenn auch nicht gar so schlimm ^ ging
es in Schopfheim zu. Der Anltsvorstand und ein Unterneh -
mer wurden von hier als Geiseln nach Lörrach geführt . Den
Amtsvorstand ließ man schließlich wieder laufen , der Unter¬
nehmer aber wurde in der schimpflichsten Weise mißhandelt ,
körperlich verletzt und schließlich in ein vom allgemeinen Ver¬
kehr abgelegenes Wohnhaus verbracht, von wo aus er in einen
Wald verschleppt weichen sollte , um dort sein Verhalten in
Lohnftagen mit dem Tode zu büßen.

Die Elektrizitätswerke in Whhlen und in Rheinfelde« mutz¬
ten die nach badischen Gemeinden und nach dem Elsaß kau¬
fenden Stromlettungea abstrlle«. Di« nach dem Elsaß
gehende Stromleitung mutzte mit dem ausdrücklichen Bemer¬
ken der Rädelsführer ansgeschaltet werden, unt zu erreichen,
daß Hierwegen die Franzosen »ach Bade« einrücken. Auf
diese Weise hoffte man nämlich, die Sicherheitspolizei von
Lörrach fortbringen zu können.

Was würden die guten Leute wohl eine Ernüchterung be¬
kommen haben , wenn französische Soldaten ihnen gegenüber¬
standen ! Was dann aber auch sonst weiter für die Industrie
und die Arbeiterschaft g»wvrdeN wäre , darüber haben sich die
kommunistischenSchreier wohl kein Urteil bilden können.

Das Lrmäcktigungsgesetz
vor dem Reichstag

Der Reichstag hat am Dienstag in einer Sitzung , die wie¬
derum bis in die späten Abendstunden dauerte , das Ermäch¬
tigungsgesetz in erster und zweiter Lesung angenommen . Da
sowohl die Kommunisten wie die Deutschnationalen gegen
die Vornahme der dritten Lesung am Mittwoch geschäftsord»
nungsnläßig protestierten, dürste das ErmächtiMngsgesetz
frühestens am morgigen Donnerstag zur endgültigen An¬
nahme gelangen.

Deutscher Reichstag
W .T .B . Berlin. S. Oktober

Beginn nachinittags 2 Uhr. — Auf der Tagesordnung steht
die erste Beratung des ErmächttgungSgefetzeS in Verbindung
mit einem Antrag Schiffer (Dem .) , der Gesetze verlangt zum
Abbau der Beamtenschaft, zur Reorganisation der Justiz und
der Reichsverwaliung , zur Vereinfachung der ReichSmintsterial-
versaffuu- und des Geschästsgaugeö des Reichstages.

Abg. Dr . Helfferich (Dt . Natl .) beantragt Überweisung deS
Ermächtigungsgesetzes an einen Ausschuß. Ein so wichtige»
«Gesetz dürfe nicht über das Knie gebrochen werden. (Zustim¬
mung bei den Kommunisten ; Heiterkeit. ) .

Abg. Dr . Schiffer (Dem .) stimmt dem Ermächtigungsgesetz
zu ünd ist gegen eine Ausschutzberatung. Hier handele es sich
um eine dringende Angslegercheit , die nicht verzögert werden
dürfe . Auch die Demokraten hätten einige Bedenken , besonders
über hsn zweiten Artikel, der die Geltung des Gesetzes von
der Zusammensetzung des Kabinetts abhängig machen will .
Sie würden aber diese Bedenken nicht zum Anlaß einer Ver¬
zögerung benutzen. Um den Bankrott des Vaterlandes zu der-
meiden, müßte das Parlament mit einer Beschränkung seiner
Ba ' ugniffe einverstanden sein .

Abg. Fröhlich (Komm.) sieht in dem Ermächtigungsgesetz
die Aufhebung des Parlamentarismus , den Tod der Demo-
kratte und den Beginn der Diktatur . Der Redner richtet hef.
tige Angriffe gegen Stinnes , der mit den Franzosen verhan¬
delt.
Abg . Müller -Frank . (Soz .) teilt mit , daß die Sozialdemokratie

bereit sei . das Ermächtigungsgesetz anzunehmen, weil jetzt
der letzte Versuch gemacht werden müffe, die rasch zum Abgrund
gleitenden Berhättniffe zu meistern. Dazu gehöre auch die
Währungsreform , die allerdings nur Erfolg haben könne ,wenn das Budget in Ordnung gebracht werde . -Der Otto Wolf.
Vertrag mit General Degouttte sej der schwerste Eingriff in
die Regelung der Reparationsfrage , die ausschließlich Sache
der Regierung sei.

Abg. Andrer (Zentr .) weist darauf hin , daß sich der deutschi¬
nationale Abg. Gräf -Thüringen für die Diktatur ausgesprochen
habe,

Abg. Hugo (Di . V.P .) sttmmt dem Gesetz nicht vom Stand¬
punkt der Partei , sondern von dem des Vaterlandes mr.

Abg . Wulle (Dt . Volk .) betont, daß Stresemann sich erst am10. August mit aller Schärfe gegen' den Gedanken der Diktatur
gewandt habe.

Reichsminister deS Innern , Dr . Sollmann :
Der Antrag Schiffer soll der Regierung überwiesen werden .Sie wird die in ihm enthaltenen wertvollen Anregungen ernst¬

haft prüfen . Wir verkennen nicht die Bedenken, die in allen
Parteien gegen ein solches Ermächtigungsgesetz bestehen kön.
nen . Wir erbitten aber die Zustimmung ohne AuSschußbera-
tung , weil in dieser kritischen Zeit in Deutschland vor allem
rasch gehandelt werden muß . Von einem Bankerott des Par -
lamentarismus kann keine Rede sein . Die aus verschiedenen
Parteien zusammengesetzte Regierung untersteht der Kontrolle
des Reichstags , der sie jeden Augenblick mit % Mehrheit be-
festigen kann . Om Namen der Reichsregierung habe ich fol¬
gende Erklärung abzugeben : „Die Herren Stinnes , Vogeler
und Klöckner haben im Aufträge des bergbaulichen Verein»
und in Wahrnehmung ihrer eigenen Jnterrffen VerbaNdlun-
gen mit General Degoutte ausgenommen. Ihre Absicht, vor
der Abreise zu diesen Verhandlungen mit dem Reichskanzler
Rücksprache zu nehmen , kam nicht zur Ausführung , weil der
Reichskanzler wegen der Regierungskrise die Herren nicht
ernpfangen konnte, als sie in der Reichskanzlei erschienen.
Nach der Rückkehr von ihren Verhandlungen berichteten die
Herren an den Reichskanzler unverzüglich über das Ergebnis .
Die he,ite in der Presse veröffentlichten zehn Fragen sind am
Sonntag in Verbindung mtt zahlreichem anderen Materml
übergeben worden und konnten bis zur Stunde weder von den
beteiligten Ressorts noch vom Gesamtkabinett durchberaten
oder gar zur Unterlage vcn Entscheidungen gemacht worden.
Die Reichsregierung konnte bisher zu den aufgeworfenen
schwerwiegenden Fragen auch aus dem Grunde keine Stellung
nehmen weil die diplomatischen Vertreter des Reiches tn Pa -
ris und Brüssel Anweisungen erhalten haben, eine Meinungs¬
äußerung der dorttgen Regierungen über die mit der Arbeitet
aufnahm « an Rhein und Ruhr zusammenhängenden Fragen
herbeiz »führen und die Berichterstattung hierüber zunächst ab-
gewartet werden muß . Der Minister richtet nochmal^ an da»
Haus die Bitte , ohne Verzögerung dem ErmächtiguMsqesetz
zuzustimmen , damit der Weg zum rettenden Ufer frei werde
(Beifall ) .

Die Abgg. Alpers (D . Hannover.) und Fehr (Bahr . Bauern -
buNd) , ebenso Ledebaür (USP .) lehnen das Ermächtigungs¬
gesetz ab .

Abg. Wulle (D .Völk .) : Die Bevölkerung der Jusel Borkum
habe sich über kommunistischen Terror beklagt und in einem
Telegramm erklärt , wenn kein Wandel eintrete . werde man
sich intter holländischen Schutz stellen (Große Unruhe). Als
Abgeordneter fei er verpflichtet gewesen , dieses Telegramm
sofort an das Innenministerium Weiterzuleiten. Der kom¬
munistische Terror sei trotzdem weitergegangen,

Minister des Innern Sollmaun : Dieses hochverräterisch «
Telegramm ist vom Abz . Wulle dem Ministerium ohne em
Wort des Widerspruchs übergeben worden (Lärm bei den
Dentschvölkischen und Kommunisten) .

Der Bayerische Gesandte v. Prrger wiederholt hierauf un¬
ter stürmischen Beifallskundgebungen der Deutschnationale«
und Völkischen ine schon im Reichsrat abgegebene Erklärung ,
die bayerische Regierung könne dem Ermächtigungsgesetz nicht
zusttmmen . Sie trägt Bedenken , in die Hand der Reichsregie-

- rnng in ihrer gegenwärtigen Zusammensetzungso weitgehende
Vollmachten zu legen, wie sie in diesem Entwurf enthalten
find , zumal sie sich nicht einmal auf diejenigen Gebiete er¬
ftrecken sollen, auf denen sie am notwendigsten wären . (Große
Unruhe ftnksß.

v e.



Abg. Dr . Scholl (D . Bp.) erklärte , der Brief des Herrn
OtinneS an den Rei«hSkanzlett fei durch Indiskretion in ganz
entstellter Form in die Presse gekommen.

Damit schließt die erste Beratung .
Der Antrag der Deutschnationalen auf AuSschntzübertvrisung

Jfttb abgelehnt.
Zur zweiten Beratung ist von den Kommunisten ein Antrag

«Mgegangen, der verlangt , die Regierung möge das Verfahren
Äegen Komplotts gegen die innere und äussere Sicherheit des
Reiches und Hochverrats gegen die Großindustriellen einleiten ,
die mit General Degoutte und dem Vorsitzenden der Rhein-
ögmdskommission die bekannten Verhandlungen geführt haben.

Abg . Hoch (Soz . ) verlangt Sicherheiten dafür , dass die Er¬
werbslosen eine Unterstützung erhalten , von der sie leben kön-
tsz .

Abg. Dr . Helffrrich (D .-N. ) geht auf die Regierungserklärung
A, den Verhandlungen ein und sagt dazu : Ganz behaglich ist
» ir nicht dabei. Wenn in einem! solchen Falle und in einer
solchen Lage des Reiches von einzelnen Personen Verhandlun¬
gen mit dem Gegner geführt werden, über die nicht vorher feste
Vereinbarungen mit der Reichsregierung getroffen worben sind .
Wenn tatsächlich , wie die Presse verbreitet , ein Vertrag abge¬
schlossen worden sein sollte, so weiß ich nicht , wohin wir
steuern . Ganz unmöglich aber ist der zweite Artikel des Er¬
mächtigungsgesetzes, der eine bestimmte Regierungszusammen¬
setzung , festlegen will. Graf Westarp wollte keineswegs die
Landwirtschaft zur Zurückweisung des Papiergeldes anreizen .
über die Währungsfrage muß in einem Ausschuss eingehend
gesprochen werden. Der Reichstag ist mit seinen vier Jahren
längst überfällig . Wenn die Abgeordneten jetzt auf mehrere
MoncNein die Heimat fahren , werden sie hoffentlich selbst ein
Beispiel der Opferwilligket geben und auf ihre Diäten ver¬
zichten . Wir beantragen deshalb : Während der Dauer .dieses
Gesetzes erhalten die Reichstagsmitglieder Aufwandsentschädi¬
gung nur für die Tage an denen der Reichstag versammelt ist.
Weiter , beantragen wir Streichung des 2. Artikels, der die
Geltungsdauer mit der jetzigen Zusammensetzung der Regie¬
rung in Zusammenhang bringt .

Abg. Koch - Weser (D .) bedauert , daß der Vertreter der baye¬
rischen Regierung in dieser ernsten Lage des Reiches eine für
die Antorität der Reichsregierung so verletzende Erklärung ab¬
geben konnte (Lebhafte Zustimmung links ).

Reichsarbeitsminister Dr . Brauns verspricht eine grund¬
legende Änderung in der Erwerbslosenversorgung vorzuneh¬
men«

Nach weiterer Debatte schließt die Aussprache.
Unter Ablehnung aller Anträge wird § 1 angenommen mit

den: Zusatz, daß die Leistungen aus der Erwerbslosenfürsorge
aus dem Gesetz herausgelassen werden.

Auch der Rest des Gesetzes wird genehmigt.
Auf Einspruch der Kommunisten und der Deutschnationalen

wird die dritte Lesung erst auf übermorgen festgesetzt .
Nächste Sitzung : Mittwoch nachmittag 2 Uhr : Kleinere Vor¬

lagen . Schluß 12 Uhr.

Französische Ablehnung von
Verhandlungen mit der IKeicbs-

regierung
Jedoch Berhandlnngen mit den Industrielle» und de»

lokalen Behörden
Die Rcichsregierung hat die deutsche Botschaft in Paris und

die Gesandtschft in Brüssel beauftragt , bei der französischen
und belgischen Regierung nochmals wegen Erteilung einer
definitiven Antwort auf die Anfrage vorstellig zu werden , ob
die beiden Regierungen jetzt bereit seien, mit Beauftragten
deS Reichskabinetts über die Wiederaufnahme der Arbeit im
Ruhrgebiet zu verhandeln. Nach Pariser Blättern hat die
deutsche Regievumg sich erboten, mit Belgien und Frankreich
zusammenzuarbeiten , ,um die vMkommene Wiederherstellung
des Wirtschaftslebens im Rührgebiet durchzuführen . In zwei¬
ter Linie wird mitgeteilt , daß die deutsche Regierung auch die
Kohlenlieferu'ngen auf Reparationskonto wieder aufzunehme «
gedenke . Über die Haltung Frankreichs liegt dazu bisher
eine in durchaus ablehnendem Ton gehalltenen halbamtliche»
Erklärung der Havasagentur vor, in der es heißt :

»Man erinnert sich, daß die deutsche Regierung bereits jüngst
den Wunsch ausgesprochen hat , die Einstellung des pass. Wider¬
standes zum Gegenstand einer Verhandlung zwischen dem
Deutschen Reich , vertreten durch einen Reichskommissar, und
den alliierten Behörden zu machen. Diese ist ihr verweigert
worden, solange der passive Widerstand nicht aufgehört habe.
Die deutschen ' Behörden wollen die Wiederaufnahme der
Arbeit und der Kohlenlieferungen zum Vorwände einer neuen
Verhandlung machen . Aber man hat allen Grund , anzuneh¬
men, daß ihre Hoffnung nach dieser Richtung enttäuscht wird
und daß Ministerpräsident Poincare in der Unterredung , dl«,
er am Mittwoch mit dem deutschen Geschäftsträger Botschafts¬
rat v. Hösch haben wird, sich weigern wird, in dieser Hinsicht
Befriedigung zu geben .

Die alliierten Regierungen wollen tatsächlich diese Frage
«ich) mit der deutschen Zentralregierung diskutieren , d . I)j mit
den Behörden , die von Berlin aus bis jetzt den Widerstand
gegen die Besetzung organisiert haben. ( ! ) Aber sie sind im
Gegenteil sehr geneigt, direkt mit den letalen Behörden,
»der miit den lokalen Unternehmern oder Arbeitergruppen ave
notwendigen Arrangements über die Wiederherstellung des
normalen Wirtschaftslebens im Ruhrgebiet zu treffen . ( l ) Das
Abkommen, das gestern durch die interalliierte Kontrollkom-
missionStznit der Gruppe Ott » Wolf abgeschlossen wurde , be¬
weist hinlänglich, daß ein derartiges Verfahren rasch durch¬
führbar und praktisch ist. Die Einmischung der deutschen Re»
gierung ( ! ) würde nur die Verhandlungen über die Wieder¬
aufnahme der Arbeit, die übrigens auf ausgezeichnetem Wege
ist und die in wenigen Tagen allgemein sein wird , verlängern .
Die Zulassung der Berliner Delegiertra zu den Berhandlun -
geu ist also keineswegs erwünscht, noch nützlich ; im Gegenteil ,
sobald die Einstellung deS Widerstandes in der Praxis voll¬
kommen sein wird , steht es dem Reichskanzler Stresemann
frei , sich an die Rrparationskommission zu wenden, um iha-
seine Absichten bekanntzugeben und um zu verlangen , über
die zukünftigen Verhandlungen Wer die Reparationen gehört
zu werden. In ihr und nur in ihr allein müsse sich die diplo¬
matischen Verhandlungen zwischen den Alliierten und Deutsch »
laild vollziehen.

Der Reparationskommission ist übrigens bereits der Text
deS Abkommens Wolf übermittelt worden , damit sie prüft , ob
die Festsetzungen dieses Abkommens mit ihren eigenen Ent¬
scheidungen in Einklang stehen.

"

Die Sonderaktion der Ruhrindnstriellen
. Bei den Verhandlungen , die von deutschen Industriellen mit '
den französischen Besatzungsbehörden in Düsseldorf über die
Wiederaufnahme der Produktion im Industriegebiet geführt
Worden find, handelt eS sich , bisher um zweierlei getrennte

Aktionen : Auf der «inen Seite hat der Bergbauliche Verein»
dem wohl so ziemlich alle Zechenbesitzer angehören , durch eine -
Deputation » die aus den Herren StinneS , Bögler, Klöckner
usw. bestand, General Degoutte und seinen Untergebenen
Vorschläge und Wünsche unterbreitet , die sich auf die Wieder,
aufnahme der Arbeit und die Lieferungen beziehen, ohne je¬
doch zu einem endgültigen Ergebnis zu gelangen ; auf der
anderen Seite hat nach französischen Meldungen die Gruppe
Otto Wolf-Phönix mit General Degoutte einen festen Vertrag
über Repararionskohlenlieferungen usw. abgeschlossen . Tie
französischen Darstellungen über die Verhandlungen der Ab.
ordnung mit General Degoutte sind sicherlich in den Details
schief, aber im Kern scheinen sie leider zuzutrejsen . Dafür
sprechen auch die Forderungen der Industriellen an die deutsche
Regierung , in denen sie zum Teil sehr weitgehende Ermäch¬
tigungen für die Führung weiterer Verhandlungen , teils weit¬
gehende Eingriffe in das geltend Arbeitsrecht zugunsten der
Zechenbesitzer verlangen .

Die „Frkf . Ztg ." schreibt dazu : Es ist zu befürchten, daß j
Einzelakttonen in dem besetzten Gebiet fertige Tatbestände '
schaffen und die ganze Liquidation sich in einem regellosen
Auflösungsprozeß verzettelt , bei der die letzten Reste deutscher
Souveränität verloren gehen. Die Gefahr , daß es so kommt,
ist übergroß geworden. (Die neueste Havasrnelüung bestätigt
vollinhaltlich diese Ansicht . ) Dazu kommt aber noch die Rückwir¬
kung, die das eigenmächtige. Vorgehen der Industriellen in
innerpolitischer Beziehung hat . Wird doch in den Forderun¬
gen der Industriellen tatsächlich die Auslieferung staatlicher
Hoheitsrechte an einzelne Unternehmergruppen verlangt . Noch
eindringlicher als die Forderungen des Bergbaulichen Vereins
zeigt der Vertragsabschluß der Gruppe Otto Wolf- Phönix,
daß bei Vereinbarungen von industriellen Interessenten mit
den Besatzungsmächten über das Reichsinteresse einfach zur
Tagesordnung übergegangen wird . In diesem Vertrag wird
über die Kohlensteuer verfügt , werden Einzelheiten über Re¬
parationslieferungen vereinbart , es werden Bestimmungen
über Ausfuhrlizenzen , über die Belieferung der Regiebahnen
getroffen» wie wenn die Instanz , die über diese politischen
Fragen Entscheidungen zu treffen hat , nicht die deutsche Reichs¬
regierung , sondern Herr Otto Wolf und sein Konzern wäre .
Im Reichstag ist von der Linken ausgesprochen worden , daß
der Reichsjustizminister die Aufgabe habe zu prüfen , ob mit
diesem Vertrage nicht offenbar Landesverrat begangen wor¬
den setz und wir müssen sagen, daß diese Frage wahrhaftig
naheliegt .

Die Arbeitszeit im Bergbau
Wie der „Vorwärts " mitteilt , hat auf die erste Nachricht von

dem Beschluß der Bergwerksverwaltungen über Einführung
der Vorkricgsarbeitszeit der preußische Handelsminister Sic¬
king die staatlichen Zechen im besetzten Gebiet sofort angewie¬
sen, die Anordnung des Zechenverbandes nicht zu befolgen.
Nachdem die Einheitsfront der Grubenbesitzer so durchbrochen
war , haben die übrigen Mitglieder des Zechenverbandes an¬
gesichts des einmütigen Widerstandes und im Hinblick auf die
Stellungnahme der Reichsrezierung ihre Anordnung zurück¬
genommen.

Englische Stimmen
Zu den von Stinnes namens der Ruhrindustrie im An¬

schluß an die Unterredung mit den Franzosen an die deutsche
Regierung gestellten Forderungen schreiben englische Blätter :
Außer einer Kompensation für die beschlagnahmten Kohlen
sowie der Übernahme der Lieferung aller Reparationskohlen ,
ferner der Abschaffung der Kohlensteuer für das Rührgebiet
und bevorzugte Belieferung desselben mit Rohstoffen und
Lebensmitteln sowie die Abschaffung des Achtstundentages be¬
anspruchen die Ruhrindustriellen die alleinige Autorität für
dir Fortführung der Verhandlungen sowie die Einwilligung
der Regierung in die Schaffung einer Eisenbahnregie , wobei
das Rheinland , Frankreich und die Industrie kooperieren sol¬
len. Die Nachricht erregt größtes Erstaunen und verursacht
vernichtende Kommentare . Die „Pall Mall Gazette " sagt :
„Stinnes und Genossen haben zuguterletzt mtt den Franzosen
ihre Kräfte vereint , um der Berliner Regierung Verlegen-
leiten zu bereiten . Es ist eine finstere Tatsache, - daß die
Franzosen , während sie sich absolut weigern , mit Berlin zu
sprechen , dem General Degoutte erlauben , mit Stinnes zu
verhandeln ".

Der Kölner Korrespondent der „Times " legt dar, daß für
die französische Polittk heute die Unterstützung der Separatisten
weniger wichtig ist als die schrittweise Erwerbung der Kon¬
trolle großer Jndustriewerke und das allmähliche Niederbre¬
chen des deutschen Charakters des besetzten Gebietes . Dies
laufe hinaus auf die Schaffung sinet . Einflußsphäre bezw .
geradezu einer Kolonie. Der erste Schritt sei nach Ansicht der
Bewohner des Rheingebiets die wirtschaftliche Durchdringung
vnd die Herstellung eines französisch -deutschen Jndustrieblocks,
Darnach erst komme die Separierung .

*
W .T .B . London, 9. Olt . Der Arbeiterführer Henderson sor-

derte gestern abend in einer Rede in Nelson ( Grafschaft
Lancashire) die Regierung auf , unverzüglich eine nicht mitzzu -
verstehende Erklärung über ihre Haltung angesichts der neuen
Lage im Ruhrgebiet abzugeben. Die Zeit zuin Handeln fei
gekommen . Die Regierung müsse für Deutschland auf dem
Recht zur Teilnahme an Verhandlungen bestehen und sich gegen
jede Annexion deutschen Gebietes erklären .

Ilrurze IKschricbten

Sachsen haben zu einer vollkommenen Einigung geführt. 8»ist beabsichtigt, daß Kommunisten das Finanz - und das ß »utusministerium erhalten . Die Landtagssitzunq , welche biVsogenannten Enthüllungen des Ministerpräsidenten Zeianeeüber den Reichswehrminister Geßler bringen sollte , ist wegender Reise Dr . Zeigners nach Berlin auf Donnerstag vcrsbrbenworden. Man scheint jetzt in Dresden bestrebt zu sein, denKonflikt wegen des Reichswehrministers beizülegen .
“

Dadiscke Wlebersicbr
Verbot der Mannheimer »Arbeiterzeitung -
Die kommunistische „ Arbeiterzeitung " in Mannheim is! von,Befehlshaber des Wehrkreises V wegen ; Verstoß gegen daS

Republik-Schutzgesetz für die Zeit vom 10.—23 . Oktober ver¬boten worden.

Die Teuerung in Baden in der 2 « Oktoberwoche
Tie Landesindexziffer für die Lebenshaltungskosten (mit

Bekleidung) stellt sich nach den Berechnungen des Statistische«Landesamts vom 8. Oktober ans 120 537 426,36 (1913/14 — 1 ).Die Steigerung der Lebenshaltungskosten mit Bekleidung
gegenüber der Vorwoche (46 537 200,06 ) beträgt somit 159,1

i Prozent . Ohne Bekleidungskosten stellt sich die Indexziffer
i auf 101634 562,81 . Die Steigerung gegen die Vorwoche bu

trägt 146,8 Prozent . _
Ans dem Offcnburger Gebiet

Offenburg , 9. Okt. Die Nachricht , wonach General Degoutte
den Kraftwagenverkehr zwischen OffeWurg und Appenweier
verboten habe, trifft nicht zu. Der Kraftwagenverkehr besieg
nach wie vor.

Den in den letzten Tagen gemeldeten Ausweisungen sind
soeben weitere nachgefolgt. Es wurden aus Offenburg aus »
gewiesen : der Hilfsfeldhüter Daniel Kiefer, der Blechner und
Installateur Adolf Bürg , der Arbeitersekretär Karl May , der
Zivilingenieur Ernst Zander . Die Ausgewiesenen wnrbe»
von den Franzosen nach Ortenberg verbracht ; die Familien¬
angehörigen haben bis 11 . Oktober mit Hausrat nachzr»
folgen.

Ein charakteristisches Flugblatt
Im Offenbnrger und Kehler Bezirk wird gegenwärtig in

großer Zahl ein Flugblatt verbreitet , das die Überschrift trägt
„Wo führt das hin ? " Mit dein Flugblatt , das auch in Brief¬
umschlägen au zahlreiche Einzelpersonen verschickt wird , soll
versucht werden, die Bevölkerung gegen Berlin und gegen
die Preußen aufznhetzen. Wo die Verfasser und Verbreiter
de« Flugblattes , das die durchsichtige Unterschrift „Eine Gruvve
Kehler" trägt , zu suchen sind, ist ebenso klar, wie es unbegreif¬
lich istz daß die Franzosen sich noch immer in der Hoffnung
wiegen, die deutsche Bevölkerung in den besetzte« Gebieten
für ihre Zwecke gängeln zu können. Auch unter der menen
Flagge „ Eine Gruppe Kehler" wird ihnen kein Erfolg beschie-
den fein , zumal wenn man mit Argumenten arbeitet , die die
Absichten der Hetz« dieser „Kehler" auf den ersten Blick ent¬
hüllen.

Aus der Landeshauptstadt
Reue Erhöhung der Telegramm - und Fernsprechgebühren.

Die Reichspost - und Telegraphenverwaltung erhöht «b 12. Ok¬
tober die Telegraphen - und Fernsprechgebühren erneut . Ge¬
wöhnliche Telegramme im Fernverkehr kosten 16 Millionen
Grundgebühr und 8 Millionen Wortgebühr . Für Ortsge¬
spräche wurden 10 Millionen berechnet . Die anderen Gebüh¬
rensätze erhöhen sich entsprechend.

LandeStheater. Infolge des großen Erfolges der gestrigen
Aufführung wird eine dritte Aufführung der „ Josephslegende "
mit Jril Gadescow und Ami Schwaninger am Donnerstag ,
den 11 . abends 7 % Uhr stattfinden . —■ Die Anführung von
„Herodes und Mariamne "

(Abonnoment bl 4 Th .Gem . B .D.B.
Nr . 2901—3100 und 4001—4300) findet am Dienstag , den
16. statt . Die für „Herodes und Mariamne " und „Göh von
Berlichingen" gelösten Eintrittskarten sind an der Vorver¬
kaufskasse umzutauschen (beziehungsweise zurückzugeben. —
„Die Reise gegen Gott "

, das hier uraufgeführte ge¬
haltvolle Schauspiel Rolf Lauckners, gelangt am Mitt¬
woch, den 10. Oktober bereits zur vierten Anführung .
Am Donnerstag , den 11 . Oktober erfolgt die zweite Wieder¬
holung der Neueinstudierung von .^Herodes und Mariamne ",
der gewaltigen Tragödie Friedrich Hebbels . Als nächste Erst¬
aufführung geht am Samstag , den 13. Oktober Frankk Wede-
kinds Schauspiel „Der Marquis von Keith" zum erstenmal in
Szene . — Im Konzerthaus erfc'gt am Sonntag , den 14. Ok¬
tober die erste Wiederholung d „Versunkenen Glocke ", bei
deutschen Märchendramas von Gcrhart Hanptmann .

Dandel und Mirtscbakt
Berliner Devisennotierungen

am 10. Oktober vorbörslich
Tendenz : steigend . _

Der Nackifolger NheinbabenS. Zum Nachfolger des zurück »
getretcnen Staatssekretärs der Reichskanzlei v. Rheinbaiben ist,
wie die Mütter melden, der volksparteiliche Abgeordnete Dr .
Most in Aussicht genommen.

Aufgehobenes Verbot. Der Reichswehrminister Dr . Geßler
hat an die Wehrkreisbefehlshaber nachfolgenden Befehl er¬
lassen: Die Verordnung vom 1 . Oktober über die Verbrei¬
tung von Nachrichten wird aufgehoben . Gegen Zeitungen ,
Nachrichtenbüros usw . , die durch die Verbreitung übertrie¬
bener Gerüchte die .öffentliche Ruhe und Ordnung gefährden ,
ist auf Grund des 8 1 der Verordnung des Reichspräsidenten
vom 26 . September 1923 einzuschreiten.

Versetzung von Lossows. Ein Pariser Blatt wollte wissen ,
daß General v. Lossow, der Befehlshaber des Wehrkreises 7 in
München, demnächst versetzt werde, da er einen Befehl, dem
sich der bayrische Generalstaatskommissar fc. Kahr widersetzte ,
nicht ausgeführt habe. An Berliner zuständiger Stelle wird
versichert , daß eine endgültige Entscheidung in dieser Ange¬
legenheit noch nicht getroffen sei.

' Demnach scheint ein Wechsel
auf dem Münchener Posten für die nächste Zeit ins Auge ge¬
faßt zu sein.

Minonx trennt sich von SttnneS . Friedrich Minoux ,
der bekannte Abteilungschef der Stinnesschen Verwal¬
tung , ist, wie die Blätter melden, aus den Stinnes¬
schen Diensten ausgeschieden. Es liegen wahrscheinlichAnsichts¬
verschiedenheiten mit Stinnes vor. Minoux war Generaldirek¬
tor im Konzern und namentlich Leiter der Hugo Stinnes
G . m . b. H. in Berlin und solcher Abteilungen , in denen der
mitteldeutsche Kohlenhandel, das Holz-, Zellstoff-, Papier - und
Zeitungswesen konzentriert war .

K»m« »nifte» «nd Sozi » Demokraten in Sachsen. Die Ver¬
handlungen zwischen den Kommunisten und den Sozialdemo¬
kraten in der Frage der gemeinsamen Regierungsbildung in

Amsterdam .
Kopenhagen
Italien . .
London . .
Newyork . .
Paris . . .
Schweiz . .
Prag . . .

10 . Ottobrr Stmtl . Berlin«» JhirJ ». 9 . Oft .
« eld « ries

860 000 000 473812500 .- 476187 500.
_ 211497 000. - 212 503 000.
_ 54 463 500.— 54736 500.

10 000 000 000 5 486250000 .- 5 513750 000.
2200000000 1197000000.- 1203 000000 .

101000000 72 817500 . - 73182 500.
_ 215 460 000.- 216 540000

65000000 36 309 500. - 36 290 500.

I
IS
10

»
1«
90

Die kleine Ziffer bedeutet die Zuteilung in Prozent.
Amtliche Dollarnot - nng der Franksnrter Börse

vom 9 . Okt. : Geld 1596 000000, » mf 1604 000000.
Wertbeständige Anlagen

Zur Anlage für Mündelgelder nnd als wettbeständige Effekte»
ld zugelassen:

Letzter Kurs : (in Tausend Mark )
-Badische Kohlenwert-Anleihe .

/„ Mannheimer Kohlen»vert-Anleihe .
Rhein-Main -Donau -Gold-Anleihe .

/, Neckarwerke Goldanleihe .
/„ Preußische Kali-Anleihe pro 100 kg . • • .
/„ Sächsische Roggen-Anleihe pro Ztr . . - ,
i„ Süddeutsche Festwertbank-Oblig. . . . . . ta . 1200000
ollarschatzanweisungen des Deutschen̂ Reichs . ca- 3 260069
Ferner nennen wir noch die nicht mündelstchere
/„ wertbeständige Anleihe Freudenberg Carl , _ _ _

G - m. b . H ., Lederfabrik Weinheim . . . . ca. 400000

ra . 9 000 000
ca. 8 600 000
ca. 1000 000
ca - 1000000
ca . 2 600 000
ra -

Notierungen an der Mannheimer Produktenbörse am 8. Okto¬
ber 1923 : Weizen 1350 Millionen Mark je Zentner , Roggen
1100 Millionen Mark je Zentner , Heu nicht »rotiert .
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